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Für fristgebundene Übermittlungen 
wie Einsprüche an das Finanzamt war 
bisher das Fax, abgesehen vom posta-
lischen Weg, das Mittel der Wahl. Die 
Finanzverwaltung hat zwar das soge-
nannte Portal Elster eingeführt. Dies 
ist aber in erster Linie für die Abwick-
lung von Steuererklärungen und 
Steueranmeldungen für Individualper-
sonen und Steuerberater vorgesehen 
und weniger für komplexe Steuerfäl-
le, zum Beispiel nach Betriebsprüfun-
gen, geeignet. Zu beobachten ist, dass 
die Finanzämter die Kommunikation 
über Fax einstellen. Dies führt dazu, 
dass Steueranwälte konsequent den 
Weg über das besondere elektroni-
sche Anwaltspostfach – beA – wäh-
len, das ohnehin schon verpflichtend 
zur Kommunikation mit allen Gerich-
ten ist.

Sehr überraschend hat der Gesetzge-
ber nun durch das Jahressteuergesetz 
2024 die Nutzung des beA mit den 
Finanzämtern verboten. Was erst als 
Versehen erschien, wird nun Realität, 
sodass die Anwälte zur Nutzung des 
weniger geeigneten Weges über Els-
ter, dagegen bei einem folgenden Ge-
richtsverfahren wieder zu beA ver-
pflichtet werden. Nach der Begrün-
dung beeinträchtige der Weg über 
beA im Hinblick auf die Ausstattung 
der Behörden das steuerliche Massen-
verfahren. Es ist ein Armutszeugnis, 
wenn der Staat vor der technologi-
schen Entwicklung kapituliert und ei-
nen ungeeigneten Kommunikations-
weg zwingend verordnet.
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Der Austausch mit 
Finanzbehörden wird für 

Anwälte erschwert.

Mukran, Leipzig. Der Betreiber Deutsche 
Regas teilte Anfang September mit, dass das 
Flüssiggasterminal „Deutsche Ostsee“ auf der 
Insel Rügen vom Probe- in den Regelbetrieb 
übergegangen ist. Von einem „Meilenstein 
nach monatelanger akribischer Vorberei-
tungsarbeit“ sprach Ingo Wagner, geschäfts-
führender Gesellschafter der Deutschen Re-
gas. Möglich war der Schritt, weil das Bun-
desverwaltungsgericht in Leipzig Klagen der 
Deutschen Umwelthilfe und des Natur-
schutzbundes Deutschland gegen den zu-
grunde liegenden Planfeststellungsbeschluss 
als unbegründet abgewiesen hat. Im Juni war 
zudem ein Eilantrag der Gemeinde Binz – 
unweit des Terminals gelegen – erfolglos ge-
blieben.

Entscheidender Faktor der rechtlichen 
Auseinandersetzungen waren die Regelun-
gen des LNG-Beschleunigungsgesetzes, mit 
denen der Gesetzgeber Behörden die Mög-
lichkeit eröffnet hat, den Aus- und Weiterbau 
von LNG-Terminals oder -Leitungen zu ge-
nehmigen, ohne zuvor die sonst erforderliche 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzufüh-
ren. Von der Option machte das Bergamt 
Stralsund Gebrauch und genehmigte Errich-
tung und Betrieb der Gasversorgungsleitung. 
Zu Recht, befand das Bundesverwaltungsge-
richt. Die Umweltverträglichkeitsprüfung war 
aufgrund einer Ausnahmeregelung im LNG-
Beschleunigungsgesetz nicht erforderlich, 
weil das Vorhaben der Bewältigung einer 
Gasversorgungskrise dient. A. Pradka

LNG-Terminal

Gericht gestattet Regelbetrieb 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung war nicht erforderlich.

Luxemburg. Anders als zuvor das Gericht 
der Europäischen Union (EuG) hat der Eu-
ropäische Gerichtshof (EuGH) der EU-
Kommission untersagt, eine Fusionsprü-
fung vorzunehmen, wenn weder sie selbst 
noch ein Mitgliedstaat dafür zuständig sind. 
Gegen das Urteil des EuG gewehrt hatte 
sich das US-Gentechnikunternehmen Illu-
mina. Dieses wollte das auf Bluttests spezia-
lisierte Start-up Grail vollständig überneh-
men, nachdem es bereits zuvor größter Ak-
tionär des Unternehmens war. Grail 
erwirtschaftete außerhalb der Vereinigten 
Staaten keine Umsätze. Aus diesem Grund 
wurde das Vorhaben nicht bei der Europäi-
schen Kommission angemeldet. Auch in 
den Mitgliedstaaten des Europäischen Wirt-

schaftsraums erfolgte keine Anmeldung, 
weil die erforderlichen Schwellenwerte nicht 
erreicht waren.

Die Kommission wollte auf der Grund-
lage einer Beschwerde gegen den Zusam-
menschluss die Anmeldung dennoch errei-
chen, um diesen auf mögliche Wettbe-
werbsbeeinträchtigungen prüfen zu 
können. Sie forderte die Mitgliedstaaten auf, 
entsprechende Anträge zu stellen. Dem 
Aufruf kamen einige nationale Behörden 
nach. Der EuGH hat jetzt die entsprechen-
den Beschlüsse der Kommission für nichtig 
erklärt, das EuG sei fälschlicherweise von ei-
nem möglichen „Korrektiv“ ausgegangen. 
Somit ist die Fusionskontrolle quasi durch 
die Hintertür nicht möglich. A. Pradka 

Übernahme

EuGH beanstandet Fusionsprüfung
Die EU-Kommission darf nur prüfen, wenn sie auch zuständig ist.
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I
n den letzten fünf Jahren hat die umsatz-
steuerrechtliche Behandlung von Auf-
sichtsräten in Deutschland eine bemer-
kenswerte Entwicklung durchlaufen, die 
sowohl durch nationale als auch durch 

europäische Rechtsprechung geprägt wurde. 
Diese Veränderungen hatten in der Vergan-
genheit erhebliche Auswirkungen auf die 
steuerliche Praxis und die Compliance-An-
forderungen für Aufsichtsräte und Unter-
nehmen.

Bis 2019 war die umsatzsteuerliche Be-
handlung von Aufsichtsräten in Deutschland 
wenig komplex. Sowohl die Finanzgerichte 
als auch die Finanzverwaltung waren der 
Auffassung, dass Aufsichtsräte als selbststän-
dige Unternehmer im Sinne des Umsatz-
steuergesetzes galten und ihre Leistungen 
daher umsatzsteuerpflichtig waren. Diese 
Auffassung basierte auf der Annahme, dass 
Aufsichtsräte ihre Tätigkeit eigenverant-
wortlich und auf eigene Rechnung ausüben.

Der Wendepunkt in der umsatzsteuer-
rechtlichen Behandlung von Aufsichtsräten 
war ein Urteil des Europäischen Gerichts-
hofs im Jahr 2019. Das Gericht entschied, 
dass ein Aufsichtsratsmitglied, das eine feste 
Vergütung erhält und keine wirtschaftlichen 
Risiken trägt, nicht als selbstständiger Unter-
nehmer anzusehen ist. Diese Entscheidung 
stellte die bisherige Praxis in Deutschland in-

frage und führte zu einer Neubewertung der 
Behandlung von Aufsichtsräten.

In Reaktion auf das Urteil veröffentlichte 
das Bundesministerium der Finanzen in den 
Folgejahren mehrere Schreiben mit der Ziel-
setzung, eine rechtssichere und praktikable 
Umsetzung der neuen Anforderungen für 
die Aufsichtsräte und die betroffenen Unter-
nehmen zu ermöglichen.

Demnach sollen Aufsichtsräte, die eine 
feste Vergütung erhalten und keine wirt-
schaftlichen Risiken tragen, nicht als Unter-
nehmer im umsatzsteuerlichen Sinne anzu-
sehen und deren Leistungen somit auch 
nicht umsatzsteuerpflichtig sein. Besteht die 
Vergütung aus festen und variablen Bestand-
teilen, sei das Aufsichtsratsmitglied hingegen 
grundsätzlich selbstständig tätig, wenn die 
variablen Anteile mindestens zehn Prozent 
der gesamten Vergütung im Geschäftsjahr 
ausmachen.

Die Neuregelung hat weitreichende Aus-
wirkungen für die Betroffenen und stellt die-
se vor praktische Herausforderungen. Die 
Umsetzung der neuen Regelungen erfordert 
eine enge Zusammenarbeit zwischen Auf-
sichtsratsmitgliedern, Unternehmen und 
Steuerberatern.

Insbesondere die Klärung der Frage, ob 
ein Aufsichtsratsmitglied wirtschaftliche Ri-
siken trägt, ist in einigen Fällen komplex und 
erfordert eine detaillierte Analyse der indi-
viduellen Vertragsbedingungen. Unterneh-

men müssen ihre Verträge mit Aufsichtsrä-
ten überprüfen und gegebenenfalls anpas-
sen, um den neuen Anforderungen zu 
entsprechen.

Aufsichtsräte, die bisher Umsatzsteuer 
abgeführt hatten, müssen klären, ob sie eine 
Erstattung der gezahlten Umsatzsteuer be-
antragen können. Gleichzeitig müssen Un-
ternehmen sicherstellen, dass sie keine Vor-
steuerabzüge aus Leistungen von Aufsichts-
räten geltend machen, die nicht mehr 
umsatzsteuerpflichtig sind.

Dennoch scheint die umsatzsteuerliche 
Behandlung von Aufsichtsräten noch nicht 
abschließend geklärt zu sein. Während der 
Europäische Gerichtshof seine Rechtspre-
chung zu diesem Thema verfestigt, wird sich 
wohl auch der Bundesfinanzhof, aufgrund 
eines bereits anhängigen Revisionsverfah-
rens, erneut hiermit befassen müssen: Dies-
mal geht es um die grundlegende Frage, ob 
die Aufsichtsratstätigkeit per se nicht unter-
nehmerisch sei – ungeachtet der durch die 
Finanzverwaltung etablierten Differenzie-
rung zwischen fester und variabler Vergü-
tung.

Umsatzsteuer

Vergütung von Aufsichtsräten
Variable Anteile machen bei der Umsatzsteuer den Unterschied. Das könnte sich ändern.
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